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Pandemievertrag und die Erweiterungen der Internationalen 

Gesundheitsvorschriften (IGV/IHR): Ein Überblick 

 

Die Idee der WHO 

Die Idee einer globalen Gesundheitsorganisation hat grundsätzlich ihre Berechtigung. Schliesslich ist 

es sinnvoll, globale Probleme gemeinsam zu bekämpfen. Eine Abschottung kann hier nicht das Ziel 

sein. Die Wenigsten hätten etwas gegen eine gleichberechtigte, solidarische und internationale 

Kooperation zum Wohle der Menschheit einzuwenden. In der Vergangenheit hat sich die 

Weltgesundheitsorganisation jahrzehntelang einen guten Ruf erarbeitet, indem sie auch in Krisen 

immer wieder menschliches Leid lindern konnte. Dies ist allgemein anerkannt, auch wenn sicherlich 

nicht alle Projekte, besonders in jüngerer Zeit, unumstritten waren. Entsprechend besitzt die WHO 

bei den meisten Menschen nach wie vor eine hohe Glaubwürdigkeit.  

Wo liegt also das Problem, wenn es um eine Erweiterung der Kompetenzen dieser Organisation geht? 

Weshalb gibt es Bedenken, wenn im Falle einer gesundheitlichen Notlage von globalem Ausmass, die 

WHO als oberstes Kompetenzgremium und globale Führungsinstanz gestärkt werden soll?  

 

Problematische Strukturen 

Die Ursache für diese, unserer Ansicht nach berechtigten, Bedenken liegt u.a. in den neoliberalen 

Strukturveränderungen der letzten Jahrzehnte. Diese manifestierten sich auch in den Erfahrungen der 

letzten Jahre, welche zur ursprünglichen Idee einer globalen Gesundheitsinstitution zum Nutzen der 

Menschheit und deren Wirklichkeit bzw. deren Wirken im Widerspruch stehen. Dass die Gesundheit 

der Menschen nicht nur durch das Virus beeinträchtigt wurde, ist mittlerweile bei vielen unbestritten. 

Besonders problematisch sind aus unserer Sicht erstens das aktuelle Finanzierungsmodell der WHO, 

welches aufgrund der grossmehrheitlich privaten Finanzierung unumgänglich Interessenkonflikte 

generiert, und zweitens die WHO-interne Analyse der Massnahmen zur Pandemiebekämpfung 

hinsichtlich ihrer Wirksamkeit. Beides hängt vermutlich zusammen. Grundsätzlich bewertet die WHO 

die getroffenen Massnahmen positiv, bedauert aber, dass diese oft zu spät, schlecht vorbereitet, zu 

wenig energisch und konsequent umgesetzt wurden. Die Impfungen werden als grosser Erfolg 

betrachtet, obwohl es mit der solidarischen Verteilung nicht funktioniert hat. Abgesehen vom nicht 

besonders überraschenden letzten Punkt gibt es mittlerweile gute Gründe, diese Analyse kritisch zu 

sehen. Erstaunlich ist diese unkritische und mittlerweile sogar breit anerkannte Fehlleistungen 

ignorierende Analyse allemal. Die WHO scheint jedenfalls entschlossen, die nächste Pandemie mit 

mehr vom Gleichen zu bekämpfen. Dies zeigt sich unseres Erachtens auch in den Zielen, den aktuell 

verhandelten Abkommen innerhalb der WHO. Ob das nicht zuletzt auch daran liegt, dass sich diese 

Strategie für die Mehrheit der Geldgeber sehr gelohnt hat? Lesenswert ist in diesem Zusammenhang 

der Text  «Der Machtrausch der WHO».  

Aktuelle Verhandlungen 

Aktuell werden von der WHO zwei Dokumente diskutiert, welche im Mai 2024 von der 

Generalversammlung der WHO verabschiedet werden sollen. Es geht dabei um den Pandemievertrag 

und die Erweiterungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV). Das Verhältnis zwischen 

diesen beiden Dokumenten und der Grund für die inhaltlichen Überschneidungen ist selbst unter 

https://www.linksbuendig.ch/blog/who-pandemievertrag
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Juristen umstritten. Es gibt jedoch hinsichtlich der Annahme und der Implementierung ein paar 

wichtige Unterschiede.  

Annahme und Implementierung von Pandemievertrag und Erweiterungen der IGV 

Der Pandemievertrag braucht, um angenommen zu werden, eine Zweidrittel-Mehrheit in der 

Generalversammlung der WHO und muss dann von jedem einzelnen Staat ratifiziert werden. Auch 

wenn eine Annahme zustande käme und der Vertrag bereits nach Ratifikation von 40 Staaten für 

ebendiese in Kraft treten soll, kann dies eine Weile dauern. Zumindest besteht dadurch eher die 

Chance, dass es doch noch zu einer breiteren öffentlichen Diskussion kommt. Die Wahrscheinlichkeit, 

dass eine Zweidrittel-Mehrheit erreicht wird, ist, Stand heute, unsicher, da sich insbesondere auch 

Länder des globalen Südens gegen diesen Vertrag wehren. Auch sträuben sich die Länder des 

Nordens - als solche tendenziell eher Vertreter der konzertierten Privatwirtschaft, der Grosskonzerne 

sowie Grossaktionäre und insbesondere der Pharmaindustrie - bisher gegen eine vorgesehene 

Vereinbarung zur zeitweisen Aufhebung der Patentrechte, was jedoch wiederum nicht der einzige 

Grund für die Länder des Südens sein dürfte, diesen Vertrag abzulehnen. Wahrscheinlich fürchten 

auch sie die Einschränkung ihrer Souveränität hinsichtlich der Einrichtung ihrer Gesundheitssysteme, 

da sie aufgrund anderer weitaus gravierenderer gesundheitlicher Bedrohungen andere Bedürfnisse 

haben. Genannt seien hier Mangelernährung und Prävention gegen Malaria oder Tuberkulose, wie 

auch eine generelle Unterversorgung mit lebensrettenden medizinischen Gütern. Die 

Wahrscheinlichkeit, dass durch den Pandemievertrag unmittelbar Gefahr im Verzug ist, scheint 

deshalb etwas geringer, auch wenn es unter den gegebenen Verhältnissen aufgrund der 

Ausweitungen der Kompetenzen der WHO gute Gründe gibt, sich gegen diesen Pandemievertrag zu 

wehren. 

Die Erweiterungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV), welche mehr oder weniger 

dieselben Erweiterungen der Kompetenzen der WHO zum Ziel haben, brauchen, um angenommen zu 

werden, lediglich eine einfache Mehrheit in der Generalversammlung der WHO. Wird diese erreicht, 

haben alle Staaten 10 Monate Zeit, um ihre Ablehnung dieser Vereinbarungen der WHO offiziell 

bekannt zu machen. Tun sie dies nicht, gilt dies als Einverständnis. Für alle Staaten, die nicht offiziell 

ihre Ablehnung bekannt gemacht haben, gelten die Erweiterungen der Internationalen 

Gesundheitsvorschriften dann ab dem 12. Monat nach ihrer Annahme. Da es sich hierbei nicht um 

einen neuen Vertrag handelt, sondern eben nur um Erweiterungen eines bestehenden 

völkerrechtlichen Abkommens, ist unklar, inwiefern es für die Bevölkerung und deren politische 

Vertreter:innen in den einzelnen Staaten möglich ist, sich in diesen Entscheidungsprozess 

einzubringen. Derzeit scheint diese Entscheidung Sache der Regierungen zu sein. Man hat zumindest 

nicht den Eindruck, dass von Seiten der WHO und den staatlichen Regierungsverantwortlichen ein 

Interesse besteht, hier eine öffentliche Diskussion zu führen. 

 

Implementierung Schweiz betreffend Erweiterungen der IGV 

Im Falle der Schweiz ist zu befürchten, dass die Stimmbevölkerung vor vollendete Tatsachen gestellt 

wird, indem es nach der möglichen Annahme der IGV durch den Bundesrat zu einer Anpassung des 

Epidemiengesetzes kommt, welche rückwirkend diese Annahme legitimieren soll, da die revidierten 

IGV bereits in Kraft getreten sein und ihre völkerrechtliche Wirkung entfalten werden. Wird dies der 

Bevölkerung im Nachhinein so kommuniziert und findet weiterhin keine breite Diskussion zu diesem 

Dokument statt, ist auch im Falle eines Referendums eine Annahme dieser Anpassungen des 

Epidemiengesetzes sehr wahrscheinlich. Wenn man sich vergegenwärtigt, was während der Corona-

Pandemie bereits mit dem bestehenden Epidemiengesetz, welches auf den seit 2005 bestehenden 

Internationalen Gesundheitsvorschriften basiert und von der Stimmbevölkerung 2013 angenommen 
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wurde, alles möglich war, scheint hier Vorsicht angebracht. Interessant ist in diesem Zusammenhang 

auch die aktuell geplante Revision des Epidemiengesetzes, welche bis März 2024 in das 

Vernehmlassungsverfahren geschickt wird. Die Vernehmlassung wird also kurz vor Mai 2024 

abgeschlossen sein. Hier wird offensichtlich vorgespurt, indem verschiedene Regelungen der Covid-

Gesetzgebung ins Epidemiengesetz überführt werden sollen. Die Ziele und Mittel decken sich mit den 

geplanten Erweiterungen der IGV. Man bereitet sich also bereits auf die Erweiterungen der 

Internationalen Gesundheitsvorschriften sowie den Pandemievertrag und deren zusätzliche 

Anforderungen vor. 

 

Wozu zwei Dokumente mit starken inhaltlichen Überschneidungen? 

Vor diesem Hintergrund stellt sich auch die Frage, weshalb parallel zwei Regelwerke mit sehr 

ähnlichem Inhalt verhandelt werden. Einerseits könnte die Legimitation der WHO als globale 

Führungsinstitution hinsichtlich der Pandemiebekämpfung durch Annahme beider Verträge zusätzlich 

gestärkt werden und die WHO mit vielen zusätzlichen administrativen und exekutiven Instanzen noch 

grössere Wirkmächtigkeit erzielen. Auf längere Sicht ist dies die wahrscheinlichste Intention. 

Kurzfristig könnte es jedoch auch darum gehen, von den Erweiterungen der IGV durch das 

Verhandeln des Pandemievertrages abzulenken, da eine Annahme und insbesondere ein rasches 

Inkrafttreten dieses Pandemievertrages aufgrund der oben genannten Gründe ohnehin unsicher sind. 

Die Annahme der Erweiterungen der IGV hingegen ist sehr viel wahrscheinlicher und wird, durch eine 

Fokussierung auf den Pandemievertrag (selbst wenn auch hierzu bisher kaum eine öffentliche 

Diskussion geführt wird) und dadurch mangelnde politische Aufmerksamkeit, möglicherweise fast 

geräuschlos über die Bühne gehen, umsomehr, als die Brisanz von offizieller Seite, etwa der 

Chefunterhändlerin der Schweiz, in irreführnder Weise mit der Behauptung heruntergespielt wird, 

bei den IGV handle es sich nur um «geringfügige Anpassungen technischer Natur» (so Nora Kronig in 

der NZZ vom 5.12.2023), obwohl schon durch die Änderungen der IGV die Kompetenzen der WHO 

deutlich ausgeweitet werden. Es ist eher unklar, wie viel mehr ein zusätzlicher Pandemievertrag 

überhaupt bringen würde. Welchen Einfluss die WHO bereits aufgrund der derzeit gültigen IGV hatte, 

sollte man dabei nicht vergessen.  

 

Befürworter des Pandemievertrages 

Befürworter des Pandemievertrages argumentieren, dass die Souveränität der Staaten in keinerlei 

Weise eingeschränkt werde, da dieser Vertrag ja von jedem Staat ratifiziert werden müsse. Dies gilt 

eben nicht im gleichen Masse für die IGV, selbst wenn die Regierungen innerhalb von 10 Monaten 

aussteigen können. Ebenso ist der Einwand, dass auf internationaler Ebene keine Instanzen 

vorhanden seien, die in der Lage wären, Sanktionen gegen Staaten durchzuführen, welche sich nicht 

an allfällige Vereinbarungen halten, einerseits nicht ganz zutreffend und andrerseits nicht wirklich 

entscheidend. Nicht ganz zutreffend ist er, weil durch das enge Zusammenspiel globaler Institutionen 

wie bspw. des IWF, der Weltbank und der WTO mit privaten Stiftungen und wirtschaftlichen 

Akteuren, welche die WHO zu mehr als 80 % finanzieren, durchaus denkbar ist, dass gerade 

wirtschaftlich sehr schwache Staaten, welche sich nicht an Abmachungen halten, Nachteile 

befürchten müssen, die sie gerade auch im Bereich Gesundheit existentiell treffen. Dies geschah 

bereits während der Pandemie, wie Toby Green am Beispiel mehrerer afrikanischer Staaten zeigt, 

welche die Lockdowns zuerst nicht einführen wollten, dann aber wegen der Verschuldung unter 
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Druck gerieten, indem der IWF weitere Kredite an die Durchsetzung von Lockdowns band1.               

Die Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen ist sowohl im Pandemievertrag wie auch in 

den Erweiterungen der IGV festgehalten. Nicht entscheidend ist der Einwand, weil die WHO auch 

ohne wirklich effektive Sanktionsmöglichkeit ihren politischen Einfluss, also gewissermassen ihre Soft-

Power, durch solche Vereinbarungen massiv stärkt. Dies hat auch damit zu tun, dass Regierende sehr 

gerne auf solche Abkommen verweisen, um sich dadurch mindestens teilweise aus der 

Verantwortung zu ziehen und Massnahmen durchzusetzen, die ohne Rückendeckung durch eine 

globale Organisation, die bei vielen Menschen immer noch eine hohe Glaubwürdigkeit besitzt, eher 

schwer durchsetzbar wären. Und nicht zuletzt ist es unter dem Aspekt «pacta sunt servanda» 

(«Verträge sind zu halten») nicht gerade vertrauensbildend, wenn man unter Berufung auf fehlende 

Sanktionsmöglichkeiten die Nichteinhaltung eines Vertrages bereits von vornherein einkalkuliert. 

 

Inhaltlicher Vergleich Pandemievertrag und Erweiterungen der IGV: Einige Fragen drängen sich auf 

Vergleicht man den Entwurf des Pandemievertrags vom 30. 0ktober 2023 mit dem vorliegenden 

Entwurf der IGV von 2022 inhaltlich, fällt auf, dass der Pandemievertrag wesentlich moderater 

formuliert ist und teilweise weit weniger konkrete Bestimmungen zur Umsetzung einzelner 

Themenbereiche enthält. Dafür werden bspw. auch die Einrichtung von administrativen Büros oder 

Entscheidungsgremien wie das Sekretariat oder die Konferenz der Vertragsparteien und deren 

Kompetenzen erwähnt, wie auch die Finanzierung der Umsetzung thematisiert. Wie diese dann mit 

neuen Ausschüssen und administrativen Büros der IGV interagieren, bleibt unklar. Ebenfalls betont 

wird im Pandemievertrag das «One-Health»-Konzept, welches unter dem Vorwand der 

Gesundheitsvorsorge bzw. Pandemieprävention grundsätzlich jeden Lebensbereich des Menschen 

miteinbeziehen kann.  Auffallend ist auch das Fehlen der zusätzlichen Kompetenzen des 

Generaldirektors der WHO, welche jedoch in den Erweiterungen der IGV vorgesehen sind. Es wird im 

Vertrag jedoch mehrfach auf die IGV verwiesen. Ausdrücklich hervorgehoben werden im 

Pandemievertrag die Menschenrechte wie auch die Souveränität der Staaten. Zu den Grundrechten 

gehört, und dies wird im Vorwort unter Punkt 2 erwähnt, das Grundrecht jedes Menschen auf ein 

«erreichbares Höchstmass an Gesundheit». Es ist also, wenn man sich die vorgegebenen Ziele des 

Pandemievertrages und der Erweiterungen der IGV vergegenwärtigt, sicherlich hier das zentrale 

Grundrecht und kann daher leicht als Rechtfertigung zur Einschränkung anderer Grundrechte dienen. 

Insgesamt bleibt vieles unklar, auch dadurch, dass noch nicht feststeht, über welchen finalen Text die 

Weltgesundheitsversammlung im Mai 2024 entscheiden wird. Dies gilt für den Pandemievertrag wie 

auch für die Erweiterungen der IGV. Vor diesem Hintergrund scheint Skepsis angebracht. Es ist dabei 

auch schwierig, sich bei der Lektüre der aktuellen Dokumente des Eindruckes zu erwehren, dass die 

Rolle des Wolfes von den Erweiterungen der IGV gespielt wird und der Pandemievertrag sich eher mit 

jener des Schafpelzes begnügt. Viele Fragen sind zurzeit schwierig bis unmöglich zu beantworten.  
 

-  Was sind die Konsequenzen einer Ablehnung des Pandemievertrages bei gleichzeitiger Annahme  
   der Erweiterungen der IGV?  
 

-  Welche Bestimmungen schaffen es tatsächlich in die Endfassungen?  
 

-  Wird die Bevölkerung rechtzeitig informiert, um sich dazu eine Meinung bilden zu können?  
 

-  Braucht es die Bereitstellung solch umfangreicher Ressourcen zur Bekämpfung von Pandemien und                             
    wäre der Gesundheit der Menschen weltweit nicht eher gedient, wenn bspw. gegen      
    Mangelernährungen grössere Anstrengungen unternommen und aktuell besonders tödliche     
    Krankheiten entschlossener bekämpft werden?  

 
1 Toby Green, The Covid Consensus. The New Politics of Global Inequality, London : Hurst (2021) Kap. 3, Covid-19 and the 
Global Poor, S. 129-168 
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-  Was genau rechtfertigt diesen Fokus auf Pandemien?   
 

-  Geht es um Solidarität mit den Entwicklungsländern oder um Solidarität mit dem Kapital?  
 

-  Würde nicht eine deutliche Verringerung der globalen sozialen Ungleichheit weit mehr für die      

    Gesundheit der Menschen bringen als diese Abkommen? 
 

-  Gefährden solche Abkommen und daraus abgeleitete Massnahmen mit einem so umfassenden  

    gesamtgesellschaftlichen Konzept - selbst wenn einige Textstellen, besonders im Pandemievertrag,   

    Solidarität mit und die Unterstützung von Entwicklungsländern durch Einschränkungen des  

    geistigen Eigentums zum Ziel haben - nicht eher die Gesundheit, als dass sie ihr nützen? 

 

Vorläufiges Fazit: Auch die Erweiterungen der IGV nicht aus den Augen verlieren 

Aus diesen Gründen scheint es uns zurzeit wichtig die Erweiterungen der Internationalen 

Gesundheitsvorschriften etwas genauer anzuschauen und uns neben der berechtigten Kritik am 

Pandemievertrag auch hier kritisch zu äussern. Falls sich oben begründete Befürchtungen bestätigen, 

könnte es sogar sein, dass wir uns vorläufig vor allem auf diese Erweiterungen fokussieren und 

dringend eine öffentliche Diskussion fördern und fordern sollten.  

Kurzer Überblick anhand der Arbeit von Amrei Müller  

Bereiche in welchen die WHO-Kompetenzen erweitert werden 

In diesem Sinne werden basierend auf der englischen und überarbeiteten Version des Textes von 

Amrei Müller hier nur die wichtigsten Bereiche zusammengefasst, in welchen sowohl der 

Pandemievertrag als auch die Erweiterungen der IGV eine Stärkung der WHO-Kompetenzen 

vorsehen. Ebenso werden die aus Amrei Müllers Perspektive resultierenden Konsequenzen kurz 

wiedergegeben, was selbstverständlich eine Lektüre ihres Textes keineswegs erübrigt, aber diese 

hoffentlich erleichtert. Interessant ist Amrei Müllers Text vor allem auch deshalb, weil sie die 

Vorgänge rund um diese Abkommen in den Gesamtkontext der Entwicklungen und Strukturen 

innerhalb der WHO stellt: Dazu gehören insbesondere deren Übernahme ehemals militärischer 

Verteidigungsstrategien in Bezug auf Abwehr von Bioterrorismus wie auch der totalen Bereitschaft 

zur Abwehr aller nur denkbaren Bedrohungen im Sinne einer alles umfassenden «One Health»- 

Strategie und die Zunahme der Zusammenarbeit mit öffentlich-rechtlichen Partnerschaften und 

privaten Akteuren. 

Hier eine Auflistung der Bereiche, in welchen die Kompetenzen der WHO sowohl durch den 

Pandemievertrag als auch durch die Erweiterungen der IGV gestärkt werden sollen. 

- Deklaration von Pandemien durch den Generaldirektor der WHO 

- Bio-Überwachungssystem 

- Prävention und Recherche betreffend Viren mit Pandemiepotential, Gain of Function-
Forschung 

- Generelle Vereinfachung von Notfallzulassungen für Impfungen und Medikamente 

- Stärkere Förderung von Impfungen und pandemiebekämpfenden Medikamenten 

- Biomedizinisch begründete Kontrolle der Bewegung mit Hilfe von Gesundheitszertifikaten 

- Koordination der Verteilung medizinischer Produkte 

- Desinformationsbekämpfung durch verstärkte Kontrolle und Zensur 

 

https://static1.squarespace.com/static/622f6ca52d7e151d48783a36/t/6549134ca523852f408847b4/1699287891852/Amrei+M%C3%BCller+WHO_Pl%C3%A4ne_%C3%9Cbersicht_GHRA-Nov2023+dt..pdf
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Entsprechende Konsequenzen gemäss Amrei Müller 

 

Zu den potenziellen Konsequenzen werden im Folgenden ein paar entsprechende Artikel aus den IGV 

genannt. Diese Aufzählung beansprucht jedoch keine Vollständigkeit. Einzelne Passagen dieser Artikel 

sind im Anhang zu finden. 

 

 

1. Die Macht des Generaldirektors eine Pandemie auszurufen, nimmt deutlich zu, ebenso die 

mit der Ausrufung einer Pandemie verbundenen zusätzlichen Kompetenzen des 

Generaldirektors.  

Art. 1, Art. 3, Art. 4, Art. 9, Art. 12, Art. 13A, Art. 18, Art. 42, Art. 48, Art. 49  

 

2. Das Bio-Überwachungssystem führt nicht nur zur Entdeckung weiterer Pathogene mit 

Pandemiepotential, sondern auch zu einer Fortführung und dem Ausbau der potenziell 

gefährlichen Gain of Function-Forschung.  

Art. 5, Art. 6, Art. 7, Art. 10, Art.11, Art. 44 

 

3. Entwicklung von mRNA- Impfstoffen wird ausgeweitet, ebenfalls mit Hilfe zusätzlicher 

Recherche durch Gain of Function-Forschung. 

 Art. 13A(2) 

 

4. Schnelle Zulassung von fragwürdigen medizinischen Produkten soll gefördert werden.  

Art. 13A(2) 

 

5. Die WHO dirigiert die globale Produktion der medizinischen Güter und Infrastruktur, 

während die Staaten diese bereitstellen müssen.  

Art. 13A, Art. 13A(2), Art. 16, Art. 44 

 

6. Die Bewegungskontrolle durch digitale Gesundheitspässe nimmt zu.  

Art. 18, Art. 23, Art. 31, Art. 36 

 

7. Staaten müssen in ihre Gesundheitssysteme investieren, um entsprechend den Vorgaben 

der WHO für die nächste Pandemie vorbereitet zu sein.  

Art. 2, Art. 3, Art. 13 

 

8. Die zunehmende Desinformationsbekämpfung führt zu Zensur und Überwachung und 

damit zum Ende eines öffentlichen Diskurses.  

Art. 11, Art. 44 

 

Zusammenfassend befürchtet Amrei Müller folgende Probleme 

- Es ist eine Einschränkung der Kompetenz der Staaten zu befürchten, ihre Gesundheitssysteme 

entsprechend ihren Bedürfnissen einzurichten. 

 

- Menschenrechte betreffend Gesundheit, Privatsphäre, freie Meinungsäusserung, körperliche 

Integrität und einem Leben frei von Folter oder unmenschlicher Behandlung werden 

eingeschränkt. 
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- Es besteht die Gefahr einer noch stärkeren finanziellen Übernahme der internationalen 

Gesundheitsinstitution durch private Interessengruppen (Stiftungen und öffentlich-private 

Partnerschaften). Ein sich weiter zuspitzender Interessenskonflikt hinsichtlich Gesundheit 

versus Profit ist vorprogrammiert. 

 

- Die Verantwortlichkeiten auf nationaler Ebene verschwinden mit Verweis auf «verbindliche 
Empfehlungen» der WHO. 
 

- Ebenso wird die potenziell gefährliche Gain of Function-Forschung gefördert und ausgebaut. 

Aus diesem Grund fordert Amrei Müller eine öffentliche und inklusive Debatte zu den aktuellen 

Vorgängen wie auch den strukturellen Problemen der WHO. Dieser Forderung schliessen wir uns an.  

 

Zum Anhang 

Zum Abschluss wird im etwas umfangreichen Anhang auf ein paar wichtige Änderungen, ausgehend 

vom letzten verfügbaren Entwurf der Erweiterungen der IGV von 2022, verwiesen. In diesem 

Zusammenhang danke ich Herr Jürg Vollenweider, ehemaliger Leitender Staatsanwalt im Kanton 

Zürich, ganz herzlich für die Herausarbeitung dieser Unterschiede in einer Synopsis 

(Gegenüberstellung von englischem Originaltext und deutscher Übersetzung mit allen Änderungen) 

und seine Bereitschaft, Informationen und Wissen mit uns zu teilen. Hier wird nur eine Auswahl der 

Artikel präsentiert. Wer es noch genauer wissen möchte, kann sich die oben verlinkte Synopsis 

(Erweiterungen der IGV) von Jürg Vollenweider durchsehen. Leider ist eben noch nicht klar, über was 

im Mai 2024 abgestimmt wird. Die Tendenzen, die auch Amrei Müller beobachtet, sind allerdings klar 

ersichtlich. Demnächst müsste eigentlich das endgültige Dokument einsehbar sein. Ob die gesetzliche 

Frist (Publikation mindestens vier Monate vor Beschlussfassung durch die Weltgesundheits-

versammlung, Art. 55 Abs. 2 IGV) jedoch eingehalten wird, ist derzeit nicht klar. Ebenfalls sind in 

diesem Zusammenhang ein paar relevante Artikel der WHO-Verfassung wie auch der UN-Charta und 

des UN-Pakts über bürgerliche und politische Rechte aufgeführt. Der neueste Entwurf zum 

Pandemievertrag ist ebenfalls hier (Stand 30.10.23) zu finden. Es ist jedoch zum jetzigen Zeitpunkt 

davon auszugehen, dass die IGV bei Annahme noch vor dem Pandemievertrag ihre Wirkung entfalten. 

Dadurch könnten sich gewisse befürchtete Konsequenzen gar noch verschärfen. Beispielsweise 

werden im aktuellen Entwurf des Pandemievertrags sowohl die Rücksicht auf die Souveränität der 

Staaten als auch die Menschenrechte gleich zu Beginn hervorgehoben - wogegen letztere im 

derzeitigen Entwurf der IGV gestrichen werden (Art. 3 Abs. 1 IGV 2022-Entwurf). Vieles wird jedoch 

im Hinblick auf Änderungen in der definitiven Fassung nochmals überprüft werden müssen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://static1.squarespace.com/static/622f6ca52d7e151d48783a36/t/655b657a1871c809db0dda46/1700488571891/IHR+-+Synopsis+E+-+D+-+21.07.2023_.pdf
https://apps.who.int/gb/inb/pdf_files/inb7/A_INB7_3-en.pdf
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ANHANG 

Unterstrichene und fett markierte Stellen im Entwurf der IGV sind neu, durchgestrichene rote Stellen 

sollen entfernt werden, (…) bedeutet, dass bei diesen ausgelassenen Artikeln nichts geändert werden 

soll. Das Ganze ist relativ umfangreich, weshalb selbst diese Auswahl zur Durchsicht etwas Zeit 

erfordert. Gelb markiert sind einige besonders relevante Stellen. 

 

Art. 21 und 22 der WHO-Verfassung 

Art. 21 Die Gesundheitsversammlung ist ermächtigt, Regelungen zu treffen über:  

a. sanitäre und Quarantänemassnahmen und andere Vorkehren zur Verhinderung der Ausbreitung von 

Krankheiten von einem Land ins andere;  

b. die Nomenklatur der Krankheiten, der Todesursachen und der Arbeitsmethoden des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes;  

c. Normen der diagnostischen Methoden für den internationalen Gebrauch; 

d. Normen für die Beschaffenheit, Reinheit und Wirksamkeit biologischer, pharmazeutischer und     

ähnlicher Produkte im internationalen Handel; e. die Ankündigung und die Bezeichnung biologischer, 

pharmazeutischer und ähnlicher Produkte im internationalen Handel. 

Art. 223 Die in Ausführung von Artikel 21 getroffenen Regelungen treten für alle Mitgliedstaaten in Kraft, 

nachdem ihre Annahme durch die Gesundheitsversammlung gebührend bekannt gegeben worden ist, 

ausgenommen für diejenigen Mitgliedstaaten, die den Generaldirektor innerhalb der in der Bekanntgabe 

festgesetzten Frist von ihrer Ablehnung oder von der Erhebung von Vorbehalten in Kenntnis setzen. 

3Die gemäss diesem Artikel vorgesehene Frist zur Geltendmachung einer Ablehnung oder von Vorbehalten 

beträgt sechs Monate vom Zeitpunkt an gerechnet, an dem der Generaldirektor die Annahme des 

Zusatzreglementes vom 20. Mai 1981 durch die Weltgesundheitsorganisation bekannt gibt (Art. II des 

Zusatzreglementes über die Änderung des Internationalen Sanitätsreglementes vom 20. Mai 1981 (AS 1982 

1739). 

Art. 1 IGV 

 

 

Art. 2 IGV 
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Art. 3 IGV 
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Art. 4 IGV 

 

 

 

Art. 5 IGV 
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Art. 6 IGV 

 

 

Art. 7 IGV 
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Art. 9 IGV 

 

Art. 10 IGV 

 

 

Art. 11 IGV 
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Art. 12 IGV 
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Art. 13 IGV 
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Art. 13A 
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Art. 13A(2) IGV 
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Art. 15 IGV 

 

 

 

Art. 18 IGV 
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Art. 23 IGV 
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Art. 31 IGV 
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Art. 35 IGV 

 

 

Art. 36 

 

 

Art. 42 IGV: neu auf Empfehlungen bezogen 
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Art. 43 IGV 
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Art. 44 IGV: Zensur (vgl. auch Art. 18 PV und Definition von «Infodemic» in Art. 1 PV) 
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Art. 44A 
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Art. 48 IGV 

 

Art. 49 IGV 
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Art. 53A IGV: Umsetzungsausschuss 
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Art. 53 bis -quater IGV 
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Art. 54 IGV 
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Art. 1 UN-Charta 

Artikel 1 

Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele: 

1. den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren und zu diesem Zweck wirksame 
Kollektivmaßnahmen zu treffen, um Bedrohungen des Friedens zu verhüten und zu beseitigen, 
Angriffshandlungen und andere Friedensbrüche zu unterdrücken und internationale Streitigkeiten oder 
Situationen, die zu einem Friedensbruch führen könnten, durch friedliche Mittel nach den Grundsätzen der 
Gerechtigkeit und des Völkerrechts zu bereinigen oder beizulegen; 

2. freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der 
Völker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln und andere geeignete Maßnahmen zur 
Festigung des Weltfriedens zu treffen; 

3. eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, 
kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für 
alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen; 

4. ein Mittelpunkt zu sein, in dem die Bemühungen der Nationen zur Verwirklichung dieser gemeinsamen Ziele 
aufeinander abgestimmt werden. 

 

Art. 4 und 7 UN-Pakt über die bürgerlichen und politischen Rechte 

Art. 4 

(1)  Im Falle eines öffentlichen Notstandes, der das Leben der Nation bedroht und der amtlich 
verkündet ist, können die Vertragsstaaten Massnahmen ergreifen, die ihre Verpflichtungen aus 
diesem Pakt in dem Umfang, den die Lage unbedingt erfordert, ausser Kraft setzen, vorausgesetzt, 
dass diese Massnahmen ihren sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen nicht zuwiderlaufen und 
keine Diskriminierung allein wegen der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der 
Religion oder der sozialen Herkunft enthalten. 

(2)  Auf Grund der vorstehenden Bestimmung dürfen die Artikel 6, 7, 8 (Absätze 1 und 2), 11, 15, 16 
und 18 nicht ausser Kraft gesetzt werden. 

(3)  Jeder Vertragsstaat, der das Recht, Verpflichtungen ausser Kraft zu setzen, ausübt, hat den 
übrigen Vertragsstaaten durch Vermittlung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen 
unverzüglich mitzuteilen, welche Bestimmungen er ausser Kraft gesetzt hat und welche Gründe ihn 
dazu veranlasst haben. Auf demselben Wege ist durch eine weitere Mitteilung der Zeitpunkt 
anzugeben, in dem eine solche Massnahme endet. 

 

Art. 7 

Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 

Strafe unterworfen werden. Insbesondere darf niemand ohne seine freiwillige Zustimmung 

medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden. 

    


